
 

 

 

Leitfaden für den Vertragsbeitritt gemäß § 127 Abs. 2 SGB V 

 

Die KKH hat mit Wirkung zum 01.11.2019 eine Vereinbarung gemäß § 127 Abs. 1 SGB V über 
die Hilfsmittelversorgung der Versicherten der KKH mit Sauerstoffkonzentratoren, Druckgas-
fülleinheiten für den häuslichen Bereich und Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen geschlos-
sen. Dieser Vertrag hat eine unbefristete Laufzeit. 
 

Für den Beitritt verwenden Sie bitte die beigefügte Beitrittserklärung inkl. Deckblatt. Senden 

Sie bitte nur die vollständig ausgefüllte Beitrittserklärung inkl. Deckblatt1 mit Ihrem Präqualifi-

zierungszertifikat sowie allen geforderten Nachweisen per Post an folgende Adresse: 

 

KKH Kaufmännische Krankenkasse 

Referat Hilfsmittel 

30125 Hannover 

 

oder per E-Mail an folgenden Empfänger: 

 

zhm@kkh.de  

 

Achten Sie bitte darauf, dass, wenn der Beitritt für mehrere Unternehmen/Betriebsstätten er-

klärt wird, eine unterschriebene Anlage beigefügt wird, die alle Unternehmen/Filialen/Ge-

schäftsstellen unter Angabe der IK auflistet. 

 

Sobald Ihre Beitrittserklärung vorliegt, wird geprüft, ob die Voraussetzungen zum Vertragsbei-

tritt erfüllt sind. Sofern im Rahmen der Prüfung noch Fragen hinsichtlich des Beitritts zu klären 

sind, werden wir Sie kontaktieren. Sobald nachweislich alle Voraussetzungen zum Vertrags-

beitritt erfüllt sind, erhalten Sie ein Bestätigungsschreiben. Beachten Sie bitte, dass der Bei-

tritt erst mit Zugang des Bestätigungsschreibens der KKH wirksam wird. 

 

Unabhängig von einer Beitrittsmöglichkeit haben Leistungserbringer, Verbände oder sonstige 
Zusammenschlüsse der Leistungserbringer die Möglichkeit der Vertragsverhandlung nach 
§127 Abs. 1 SGB V mit der KKH. 
 

 

Für Fragen zu dem Vertrag wenden Sie sich bitte direkt an Frau Wetsch 

(E-Mail: kristina.wetsch@kkh.de – Tel.: 0511 2802-3115) oder an Herrn Behre  

(E-Mail: holger.behre@kkh.de – Tel.: 0511 2802-3336) aus dem Referat Hilfsmittel. 

 

 

 
1 Für eine zweifelsfreie Zuordnung des Vertrages ist die Verwendung des Deckblattes unbedingt erfor-
derlich. 
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Rahmenvertrag 
 
 
 

gemäß § 127 Abs. 1 SGB V 
 
 

über die Versorgung der Versicherten der KKH mit 
Sauerstoffkonzentratoren,  

Druckgasfülleinheiten für den häuslichen Bereich und 
 Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

zwischen 
 

__________________________________________________________________________ 

 
- nachfolgend Leistungserbringer  - 

 
 
und  
 
 
der Kaufmännischen Krankenkasse - KKH, vertreten durch den Vorstand, Karl-Wiechert-
Allee 61, 30625 Hannover 
 

 
- nachfolgend KKH - 

 
 

LEGS: __________________ 
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Präambel 
 

In einer älter werdenden Gesellschaft wird die Versorgung mit Hilfsmitteln immer wichtiger. 
Versicherte müssen die richtigen Hilfen erhalten, um ihren Alltag trotz Einschränkung mög-
lichst selbstbestimmt bewältigen zu können.  
 
Die KKH sorgt für eine gute, qualitative und zeitgemäße Hilfsmittelversorgung. Der KKH sind 
Beratungs- und Betreuungsangebote für ihre Versicherten wichtig. Sie setzt sich dafür ein, 
dass die Versicherten immer zwischen verschiedenen Hilfsmitteln die Auswahlmöglichkeit für 
eine aufzahlungsfreie Hilfsmittelversorgung haben. 
 
Dieser Vertrag wird als Rahmenvertrag mit dem Leistungserbringer geschlossen.  
 
Dem Rahmenvertrag können andere Leistungserbringer zu den gleichen Bedingungen bei-
treten.  
 
Unabhängig von einer Beitrittsmöglichkeit haben Leistungserbringer, Verbände oder sonstige 
Zusammenschlüsse der Leistungserbringer die Möglichkeit der Vertragsverhandlung mit der 
KKH. 
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§ 1 Gegenstand  

 
(1) Gegenstand des Rahmenvertrages ist die aufzahlungsfreie Versorgung mit Sauer-

stoffkonzentratoren (Hilfsmittelpositionsnummer: 14.24.04.0 [neu: 14.24.06.0] und 
14.24.04.6 [neu: 14.24.06.3 / 14.24.06.4]), Druckgasfülleinheiten für den häuslichen 
Bereich (Hilfsmittelpositionsnummer: 14.24.04.2 [neu: 14.24.04.2 / 14.24.04.3] und 
Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen (Hilfsmittelpositionsnummer: 14.24.05.0 / 
14.24.05.4 / 14.24.05.7 und 14.99.99.1000 - 14.99.99.1007 [neu: identisch, zusätz-
lich: 14.24.05.3]) mit dem entsprechenden Zubehör für die Versicherten der KKH ein-
schließlich aller damit im Zusammenhang stehenden Leistungen wie z.B. eine telefo-
nische Beratung und Auftragsannahme; Einweisung / Beratung des Versicherten; Lie-
ferung; Montage und Abholung; Anpassung; Erprobung; Durchführung von Reparatu-
ren; Wartungsarbeiten und sicherheitstechnische Kontrollen gemäß Herstellervorga-
ben sowie Ersatzgestellung während Wartung / Reparatur auf der Basis von Versor-
gungspauschalen. 

 
(2) Die Versorgung der Versicherten erfolgt über Einzelaufträge. Die Einzelaufträge be-

dürfen einer gesonderten Genehmigung (d.h. Einzelauftragserteilung) im Antragsver-
fahren nach § 6 dieses Rahmenvertrages. Die Versorgung mit stationären, netzab-
hängigen Sauerstoffkonzentratoren setzt sich je Einzelauftrag zusammen aus einer 
Erstsersorgungspauschale (6 Monate) und einer Folgeversorgungspauschale (54 
Monate). Die Versorgung mit stationären, netzabhängigen Sauerstoffkonzentratoren 
beträgt nach dem Vertrag somit je Einzelauftrag längstens 60 Monate (5 Jahre). 

 Die Versorgung mit mobilen, netzunabhängigen Sauerstoffkonzentratoren erfolgt je 
Einzelauftrag auf der Basis einer Versorgungspauschale für einen Zeitraum von 12 
Monaten (1Jahr). 

 Die Versorgung mit Druckgasfülleinheiten für den häuslichen Bereich erfolgt je Ein-
zelauftrag auf der Basis einer Versorgungspauschale für einen Zeitraum von 12 Mo-
naten (1 Jahr). 

 Die Versorgung mit Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen setzt sich je Einzellauf-
trag zusammen aus einer zeitlich befristeten Versorgungspauschale für einen Zeit-
raum von 60 Monaten (5 Jahre) für den Druckminderer für Druckgasflaschen oder 
dem Sauerstoffsparsystem (ggf. mit Atemtriggerung) und den Pauschalen für die 
Sauerstoff-Flaschenlieferungen für die Dauer des zeitlich befristeten Sauerstoff-
druckgas-Flaschensystemes (5 Jahre). 

 
(3) Maßgebend für den Leistungsumfang / die Leistungsanforderungen ist neben diesem 

Rahmenvertrag die Anlage 01: „Leistungsbeschreibung“. 
 
 

§ 2 Vertragsbestandteile 
 
Bestandteile dieses Vertrages sind: 
 

 der Rahmenvertrag 
 die Anlagen 

 
Anlage 1 Leistungsbeschreibung 
Anlage 2 Preisvereinbarung 
Anlage 3 Übersicht Vertragsgegenständliche Hilfsmittel 
Anlage 4 Abrechnungsregelung 
Anlage 5  Datenübermittlung  
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Anlage 6 Empfangsbestätigung Versicherter / Einweisung / Funktionsprüfung 
Anlage 7 Muster Rezeptauftrag 
Anlage 8 Muster Besuchsprotokoll 
Anlage 9 Muster Beratungsdokumentation 
Anlage 10 Muster Mehrkostendokumentation  
Anlage 11 Muster Bedarfsermittlung 
 

 
 

§ 3 Geltungsbereich 

 
(1) Der Rahmenvertrag berechtigt und verpflichtet - unter Berücksichtigung ggf. beste-

hender Wahlrechte der Versicherten - den Leistungserbringer zur Versorgung der 
Versicherten der KKH, die eine vertragsärztliche Verordnung für die vertragsgegen-
ständlichen Hilfsmittel mit Wirkung ab Vertragsbeginn besitzen und ihren Wohnsitz in 
einem der Bundesländer: 

 
- Sachsen 
- Sachsen-Anhalt 
- Thüringen 

 
haben.  

 
(2) Dieser Rahmenvertrag gilt für alle vertragsgegenständlichen Hilfsmittel zur Versor-

gung der Versicherten der KKH mit Sauerstofftherapiegeräten, wenn das Ausstel-
lungsdatum der ärztlichen Verordnung (Muster 16) über die vertragsgegenständlichen 
Hilfsmittel nach Vertragsbeginn liegt bzw. die ärztliche Verordnung (Muster 16) wäh-
rend der Vertragslaufzeit ausgestellt wurde. 

 
(3) Verlegt der Versicherte während der Vertragslaufzeit seinen Wohnsitz in den Bereich 

einer in der in § 3 Abs. 1 nicht aufgeführten Region, ist der Leistungserbringer aus 
diesem Vertrag nicht mehr zur Versorgung berechtigt und verpflichtet.  
 

(4) Der Rahmenvertrag umfasst Neuversorgungen. 
Definition Neuversorgungen: 
"Neuversorgungen" im Sinne dieser Regelung sind Versorgungen über das erstmali-
ge Beliefern des Versicherten mit einem vertragsgegenständlichen Hilfsmittel. 
 

(5) Gegenstand dieses Rahmenvertrages sind auch alle laufenden Bestandsversorgun-
gen des Leistungserbringers, welche auf Basis des §127 Abs. 3 SGB V abgegeben 
wurden.  
Definition Bestandsversorgungen: 
Die „Bestandsversorgungen“ im Sinne dieser Regelung sind Versorgungen, mit einem 
vertragsgegenständlichen Hilfsmittel, die über den bereits genehmigten Zeitraum hin-
aus fortgeführt werden sollen. 
 

(6) Vor Vertragsbeginn genehmigte Versorgungen / erteilte Einzelaufträge mit vertrags-
gegenständlichen Hilfsmitteln auf der Basis von Verträgen nach § 127 Abs. 1 bis Abs. 
3 SGB V a.F. bleiben unberührt. 
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§ 4 Leistungsvoraussetzungen / Prüfrechte 

 
(1) Der Leistungserbringer hat die Voraussetzungen gemäß § 126 SGB V an eine ausrei-

chende, zweckmäßige und funktionsgerechte Versorgung mit den vertragsgegen-
ständlichen Hilfsmitteln zu erfüllen, die gemeinsamen Empfehlungen der Spitzenver-
bände der Krankenkassen für die einheitliche Anwendung der Anforderungen an die 
Versorgung einzuhalten und die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbesonde-
re das Medizinproduktegesetz (MPG) sowie die Medizinproduktebetreiberverordnung 
(MPBetreibV), in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.  

 
(2) Es gelten die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses über die Verord-

nung von Hilfsmitteln (Hilfsmittel-Richtlinie/HilfsM-RL) in der vertragsärztlichen Ver-
sorgung gemäß § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB V in der jeweils gültigen Fassung.  

 
(3) Die medizinische Notwendigkeit der Hilfsmittelversorgung ist durch eine vertragsärzt-

liche Verordnung ("Muster 16") nachzuweisen (vgl. Hilfsmittel-Richtlinie/HilfsM-RL). 
Enthält eine Verschreibung einen für den Abgebenden erkennbaren Irrtum, ist sie 
nicht lesbar oder ergeben sich sonstige Bedenken, so darf das Hilfsmittel nicht abge-
geben werden, bevor die Unklarheit beseitigt ist. Unklarheiten sind durch Rückspra-
che mit dem behandelnden Arzt zu beseitigen. 
 

(4) Nach den Inhalten des Hilfsmittelverzeichnisses besteht die Erforderlichkeit von 
Sauerstofftherapiegeräten bei einer Schädigung des Atmungssystems mit behand-
lungsbedürftiger chronischer Hypoxämie 
 bei arteriellem Sauerstoffpartialdruck paO2 unter Ruhebedingungen während ei-

ner stabilen Krankheitsphase von ca. 4 Wochen mindestens dreimal </= 55 
mmHg (7,3 kPa) oder  

 
 bei sekundärer Polyglobulie und/oder Zeichen eines chronischen Cor pulmonale, 

paO2 55 - 60 mmHg (7,3 – 8,0 kPa) und/oder  
 

 bei belastungsinduzierter Hypoxämie (paO2 < 55 mmHg bzw. 7,3 kPa) mit dem 
Nachweis einer verbesserten Belastbarkeit unter Sauerstoffatmung  

 

 zur Langzeitsauerstofftherapie (O2-Gabe >/= 16 Stunden/Tag) und/oder Ermögli-
chung einer außerhäuslichen Mobilität, wenn eine außerhäusliche Mobilität si-
chergestellt werden muss, (z.B. bei Arzt-/ Therapiebesuchen, zur Erhaltung der 
Mobilität im Rahmen der Grundbedürfnisse des täglichen Lebens). 

 

(5) Die Einleitung einer Sauerstofflangzeittherapie soll immer nach den Richtlinien der 
Gesellschaften für Pneumologie und den Leitlinien der Deutschen Fachgesellschaften 
erfolgen (Allgemeine Leitlinien zur Langzeit-Sauerstofftherapie oder den Leitlinien zur 
Diagnostik und Therapie von Patienten mit chronisch obstruktiver Bronchitis und Lun-
genemphysem (COPD)). 

 

(6) Der Leistungserbringer hat über die gesamte Vertragslaufzeit ausreichend Personal 
einzusetzen, das die erforderliche Fachkunde gemäß Anlage 01: „Leistungsbeschrei-
bung“ und die erforderlichen Mittel zur ordnungsgemäßen Ausführung der vertragli-
chen Leistung besitzt. 
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(7) Die erforderlichen Geräte, sonstigen Arbeitsmittel und Räumlichkeiten, die nach ihrer 
Anzahl, Beschaffenheit und Ausstattung geeignet und erforderlich sind, eine fach- 
und fristgerechte Wartung, sicherheitstechnische Kontrolle und Reparatur gemäß 
Leistungsbeschreibung durchzuführen, sind vorzuhalten. Gleiches gilt für die hierfür 
erforderlichen Ersatz- und Zubehörteile. 

 
(8) Der Leistungserbringer hat das Vorliegen der vorstehenden Leistungsvoraussetzun-

gen über den gesamten Vertragszeitraum sicherzustellen.  
 
(9) Sollte eine der genannten Voraussetzungen entfallen, ist die KKH unverzüglich 

schriftlich zu informieren. Der Leistungserbringer hat auf Anforderung während der 
Vertragslaufzeit das Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen durch geeignete 
Nachweise der KKH prüffähig darzulegen. 

 
(10) Die KKH ist berechtigt, die Qualität der Versorgung und die Einhaltung der daten-

schutzrechtlichen Vorgaben in geeigneter Weise zu überprüfen. Sie kann hierzu un-
angemeldete Testversorgungen und Besichtigungen der Betriebsstätten des Leis-
tungserbringers durchführen.  
Der Leistungserbringer gestattet der KKH innerhalb der Betriebszeiten den ungehin-
derten Zutritt zur Betriebsstätte und die Einsichtnahme in die Nachweise über das 
Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen sowie in die Dokumentation der erbrachten 
Leistungen. 
Die KKH kann in Fragen der Qualitätssicherung den Medizinischen Dienst hinzuzie-
hen. 

 
 

§ 5 Auswahl des Hilfsmittels 
 

(1) Die Auswahl des zweckmäßigen Hilfsmittels hat entsprechend der ärztlichen Verord-
nung unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebotes gem. §§ 12, 70 SGB V zu erfol-
gen. Der Leistungserbringer sorgt während der gesamten Vertragslaufzeit für eine 
Lieferfähigkeit mit den vertragsgegenständlichen Hilfsmitteln. Lieferunfähigkeiten sind 
der KKH unverzüglich anzuzeigen.   

 
(2) Der Leistungserbringer ist bei der Auswahl des Hilfsmittels an die von ihm angebote-

nen, d.h. die in seinem Angebot bezeichneten Hilfsmittel gebunden. Der Leistungser-
bringer ist berechtigt, während der Vertragslaufzeit je vertragsgegenständlichem 
7steller zusätzliche 10steller in sein Produktportfolio aufzunehmen. Die Aufnahme 
weiterer 10steller hat der Leistungserbringer der KKH unverzüglich schriftlich unter 
Nennung der 10stelligen Hilfsmittelpositionsnummer mitzuteilen. 

 
(3) Hat der Vertragsarzt ein konkretes Produkt verordnet, entbindet das den Leistungser-

bringer und die KKH nicht nach § 12 SGB V, die Versorgung mit einem wirtschaftli-
cheren Produkt zu prüfen. Die KKH kann durch den Medizinischen Dienst (MD) bera-
tend prüfen lassen, ob das Produkt medizinisch erforderlich ist. Die abschließende 
Entscheidung über die Auswahl eines Einzelproduktes trifft auf Basis des MD-
Gutachtens die KKH. Kommt die KKH zu dem Ergebnis, dass die Versorgung mit 
dem Produkt eines vom Leistungserbringer angebotenen Herstellers ausreichend und 
zweckmäßig ist, hat der Leistungserbringer die Versorgung mit diesem Produkt zum 
angebotenen Pauschalpreis vorzunehmen. 

 
(4) Stellt sich im Rahmen der Prüfung heraus, dass die Versorgung mit einem Produkt 

eines Herstellers, dessen Produkte der Leistungserbringer nicht durch Benennung in 
der Anlage 03: "Übersicht vertragsgegenständliche Hilfsmittel“ verbindlich angeboten 
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hat, medizinisch indiziert ist, ist der Leistungserbringer nicht zur Lieferung verpflichtet. 
Die KKH ist in diesem Fall berechtigt, den Einzelauftrag zur dauerhaften Versorgung 
an einen anderen Vertragspartner zu vergeben bzw. dem Versicherten ein Wahlrecht 
einzuräumen. Der Leistungserbringer ist berechtigt, einen unverbindlichen Kosten-
voranschlag zur Versorgung des Versicherten mit dem medizinisch notwendigen Pro-
dukt bei der KKH einzureichen. 

 
 

§ 6 Genehmigung (Kostenübernahmeerklärung) und Kostenvoranschlag (KVA) 
  
(1) Der Leistungserbringer hat die Versorgung auf der Grundlage einer vertragsärztlichen 

Verordnung und nach vorheriger schriftlicher Genehmigung (Kostenübernahmeerklä-
rung) der KKH die Leistung durchzuführen soweit keine abweichende Regelung ge-
troffen wurde. Kosten, die vor Erteilung der Genehmigung (Kostenübernahmeerklä-
rung) der KKH entstehen, können nicht geltend gemacht werden. 

 
(2) Soweit der Leistungserbringer gemäß Anlage 01: „Leistungsbeschreibung“ einen Kos-

tenvoranschlag (KVA) zu erstellen und einzureichen hat, ist der Kostenvoranschlag 
(KVA) grundsätzlich in elektronischer Form (eKV) gemäß der Anlage 05: „Daten-
übermittlung“ in der vorgegeben Form an die dort benannte Stelle zu übermitteln. 

 Dem Kostenvoranschlag ist eine Kopie der vertragsärztlichen Verordnung (Muster 16) 
beizufügen. Auf Verlangen der KKH ist die vertragsärztliche Verordnung im Original 
vorzulegen. 

 
(3) Die KKH prüft die per elektronischen Kostenvoranschlag (eKV) übermittelten Daten 

bzw. die eingereichten Unterlagen und entscheidet über die Kostenübernahme der 
beantragten Versorgung. Sie behält sich vor, unvollständige oder fehlerhafte Unterla-
gen an den Leistungserbringer zurückzusenden und die Genehmigung zu verwei-
gern. Anderenfalls erhält der Leistungserbringer die für die Abrechnung notwendige 
Genehmigung im eKV-Verfahren bzw. die relevanten Unterlagen zusammen mit der 
Genehmigung (Kostenübernahmeerklärung). Soweit nicht ausdrücklich anders ver-
merkt, gilt die Genehmigung zu Lasten der KKH. 

 

 
 

§ 7 Versorgung  
 
(1) Dem Versicherten steht die Wahl unter den Vertragspartnern frei. Ein Leistungser-

bringerwechsel ist jederzeit möglich, wirkt jedoch erst nach Ablauf des Genehmi-
gungszeitraums.  

 
(2) Es sind die Anforderungen an die Qualität der Versorgung zu erfüllen, die zu den ver-

tragsgegenständlichen Hilfsmitteln in der jeweils gültigen Fassung im Hilfsmittelver-
zeichnis beschrieben sind. Das Nähere definiert die Anlage 01: „Leistungsbeschrei-
bung“. 
 

(3) Werden die Anforderungen an die Qualität der Versorgung und der Produkte durch 
Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses verändert, sind die Vertragspartner zur 
Kündigung des Vertrages berechtigt. Es gilt § 19 Abs. 3 des Rahmenvertrages. 
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§ 7a Weitere Anforderungen an die Versorgung, 

die über die Anforderung gemäß Hilfsmittelverzeichnis hinausgehen 
 
 
Der Leistungserbringer bietet dem Versicherten die nachstehenden Leistungen an. Die Leis-
tungsangebote sind verbindlich; jedoch für den Versicherten nicht verpflichtend. 
 
(1) nicht besetzt. 
 
(2) nicht besetzt. 
 
(3) nicht besetzt. 

 
(4) Der Leistungserbringer bietet den Versicherten der KKH eine für den Versicherten 

kostenfreie Servicehotline, die zu den in der Leistungsbeschreibung genannten Ser-
vicezeiten in ausreichendem Umfang besetzt ist. Der Leistungserbringer verpflichtet 
sich während der Vertragslaufzeit 80% der (vertragsbezogen) eingehenden Anrufe in 
einem Zeitraum von höchsten 20 Sekunden annehmen und dies der KKH auf Verlan-
gen nachzuweisen. 

 
(5) Der Leistungserbringer bietet zur Nachbetreuung oder Klärung etwaiger Komplikatio-

nen eine telefonische Erreichbarkeit unter der kostenfreien Servicehotline gemäß 
Abs. 4 von geschulten Fachkräften (gemäß Ziffer 2.9 der Leistungsbeschreibung) 
werktags Montag bis Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Samstag von 8.00 bis 13.00 Uhr. 

 
(6) Der Leistungserbringer bietet als weitere Kontaktmöglichkeit für den Versicherten ein 

Online-Kontaktformular an, welches auf der Website des Leistungserbringers zur Ver-
fügung steht. 

 
(7) nicht besetzt. 
 
(8) Der Leistungserbringer hat im Rahmen der Vertragserfüllung ein Beschwerdema-

nagement zu führen. Das Beschwerdemanagement wird von einem besonders quali-
fizierten und zertifizierten Beschwerdemanagement nach DIN ISO 10002:2010-05 
und/oder ISO 9001:2015 oder anderer ISO-Normen begleitet. 

 
(9) Der Leistungserbringer bietet dem Versicherten ein Rezeptmanagement an. Das Re-

zeptmanagement dient dazu, den Therapieerfolg und die Versorgungsqualität zu ge-
währleisten. Im Rahmen des Rezeptmanagements willigt der Versicherte ein, dass 
ärztliche Verordnungen über die vertragsgegenständlichen Hilfsmittel von seinem be-
handelnden Arzt direkt an den Leistungserbringer persönlich oder postalisch weiter-
gegeben werden (Anlage 09: Muster „Rezeptauftrag“). 

 
 
 

§ 8 Vergütung 
 
(1) Die Vergütung des Leistungserbringers richtet sich nach Anlage 

02:"Preisvereinbarung". Es gilt der aktuelle zum Abgabezeitpunkt gültige gesetzliche 
MwSt.-Satz. Bei Folgevergütungspauschalen (Hilfsmittelkennzeichen - 09) ist der ge-
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setzliche MwSt.-Satz anzuwenden, welcher zu Beginn des Folgeversorgungszeitrau-
mes gilt.  
 
Die Vergütung des Leistungserbringers ist innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der 
prüfbaren Abrechnung gem. der Anlage 04:"Abrechnungsregelung" zur Zahlung fällig. 

 
(2) Der Vergütungsanspruch entsteht jeweils auf der Grundlage der vertragsärztlichen 

Verordnung und Bereitstellung des verordneten Hilfsmittels beim Versicherten, sofern 
im § 6 dieses Rahmenvertrages keine abweichenden Regelungen zur Genehmi-
gungspflicht bestehen. Der Vergütungsanspruch entsteht nur, wenn alle gesetzlichen 
und vertraglichen Regelungen, welche die Versorgung der Versicherten steuern sol-
len, eingehalten werden. 

 
(3) Sofern ein Versorgungs-/Genehmigungszeitraum planmäßig über das Ende des Ver-

trages hinausgeht, ist der Leistungserbringer dennoch verpflichtet diese Leistung 
gem. Anlage 01: „Leistungsbeschreibung“ zu erbringen. 

 
(4) Der Vergütungsanspruch des Leistungserbringers verringert sich um die Zuzahlung 

nach § 33 Abs. 8 SGB V. Der Leistungserbringer hat gemäß den gesetzlichen Best-
immungen die Zuzahlung zur Versorgung vom Versicherten einzubehalten und kos-
tenfrei zu quittieren.  
 
Für nicht zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel (u. a. Sauerstoffkonzentratoren) gilt 
die Zuzahlungsregelung gemäß § 33 Abs. 8 i. V. m. § 61 Satz 1 SGB V. Danach zah-
len die Versicherten 10 % der Pauschale, mindestens 5 Euro, aber nicht mehr als 10 
Euro. Die Zuzahlung bezieht sich auf das eingesetzte Hilfsmittel. Je Hilfsmittel kön-
nen für den gesamten Versorgungszeitraum maximal 10 Euro erhoben werden. Eine 
Zuzahlung bei Folgevergütungspauschalen (Hilfsmittelkennzeichen - 09) fällt dann 
ggf. nicht mehr an. 
 
Für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel (u. a. Befüllungen von Sauerstoffflaschen) 
gilt die Zuzahlungsregelung gemäß § 33 Abs. 8 Satz 3 SGB V. Auf jede fällig wer-
dende Pauschale ist eine Zuzahlung von 10 % zu berechnen, höchstens jedoch 10 
Euro für den Monatsbedarf. 
 
Eine darüber hinausgehende Kostenbeteiligung des Versicherten neben der gesetzli-
chen Zuzahlung ist unzulässig und darf weder gefordert noch angenommen werden. 
Insbesondere dürfen keine Entgelte für bestimmte Zahlungswege verlangt werden.  

 
(5) Mit der Zahlung des vereinbarten Vertragspreises sind alle nach diesem Rahmenver-

trag zu erbringenden Leistungen für die Versorgung bzw. bei Versorgungspauschalen 
für den Versorgungszeitraum abgegolten. 
 

(6) Es werden nur Leistungen vergütet, die durch den Leistungserbringer selbst laut die-
sem Rahmenvertrag erbracht wurden.  
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§ 9 Abrechnungsregelung 

 
a) stationäre, netzabhängige Sauerstoffkonzentratoren  
 
(1) Die Versorgung mit Sauerstoffkonzentratoren setzt sich je Einzelauftrag zusammen 

aus einer Erstvergütungspauschale (6 Monate) und einer Folgevergütungspauschale 
(54 Monate). Die Versorgung mit Sauerstoffkonzentratoren beträgt nach dem Vertrag 
somit je Einzelauftrag längstens 60 Monate (5 Jahre).  

 
(2) Die Abgabe und Abrechnung von Sauerstoffkonzentratoren nach diesem Vertrag 

bedarf der Vorlage einer vertragsärztlichen Verordnung und Genehmigung (Kosten-
übernahmeerklärung) durch die KKH. Kosten, die vor dem Ausstellungsdatum der 
medizinischen Verordnung entstehen, können nicht geltend gemacht werden. Die 
Erstvergütung ist dann abrechenbar, wenn der Versicherte versorgt wurde und in die 
Handhabung eingewiesen wurde. Die Folgevergütung ist bei Vorliegen der Genehmi-
gung durch die KKH sofort abrechenbar. Für die Abrechnung sind folgende Unterla-
gen den Abrechnungsunterlagen beizufügen: 

 
Erstvergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 08) 

- Empfangsbestätigung des Versicherten 
 
Folgevergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 09) 

- n.n. 
 
 Die Abrechnung der Vergütung erfolgt je Versicherten unter Angabe folgender Daten: 

- Genehmigungsnummer 
- Abrechnungspositionsnummer 
- Versorgungszeitraum (von / bis) 
- Preis 
- Zuzahlung 

 
b) mobile, netzunabhängige Sauerstoffkonzentratoren 
 
(1) Die Versorgung mit mobilen, netzunabhängigen Sauerstoffkonzentratoren erfolgt je 

Einzelauftrag auf der Basis einer Vergütungspauschale für einen Zeitraum von 12 
Monaten (1 Jahr). 

 
(2) Die Abgabe und Abrechnung von mobilen, netzunabhängigen Sauerstoffkonzentrato-

ren nach diesem Vertrag bedarf der Vorlage einer vertragsärztlichen Verordnung und 
Genehmigung (Kostenübernahmeerklärung) durch die KKH. Kosten, die vor dem 
Ausstellungsdatum der medizinischen Verordnung entstehen, können nicht geltend 
gemacht werden. Die Erstvergütung ist dann abrechenbar, wenn der Versicherte ver-
sorgt wurde und in die Handhabung eingewiesen wurde. Die Folgevergütung ist bei 
Vorliegen der Genehmigung durch die KKH sofort abrechenbar. Für die Abrechnung 
sind folgende Unterlagen den Abrechnungsunterlagen beizufügen: 

 
Erstvergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 08) 

- Empfangsbestätigung des Versicherten 
 

Folgevergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 09) 
- n. n. 
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 Die Abrechnung der Vergütung erfolgt je Versicherten unter Angabe folgender Daten: 

- Genehmigungsnummer 
- Abrechnungspositionsnummer 
- Versorgungszeitraum (von / bis) 
- Preis  
- Zuzahlung 

 
c) Druckgasfülleinheiten für den häuslichen Bereich  
 
(1) Die Versorgung mit Druckgasfülleinheiten für den häuslichen Bereich erfolgt je Ein-

zelauftrag auf der Basis einer Vergütungspauschale für einen Zeitraum von 12 Mona-
ten (1 Jahr). 

 
(2) Die Abgabe und Abrechnung von Druckgasfülleinheiten für den häuslichen Bereich 

nach diesem Vertrag bedarf der Vorlage einer vertragsärztlichen Verordnung und 
Genehmigung (Kostenübernahmeerklärung) durch die KKH. Kosten, die vor dem 
Ausstellungsdatum der medizinischen Verordnung entstehen, können nicht geltend 
gemacht werden. Die Erstvergütung ist dann abrechenbar, wenn der Versicherte ver-
sorgt wurde und in die Handhabung eingewiesen wurde. Die Folgevergütung ist bei 
Vorliegen der Genehmigung durch die KKH sofort abrechenbar. Für die Abrechnung 
sind folgende Unterlagen den Abrechnungsunterlagen beizufügen: 

 
Erstvergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 08) 

- Empfangsbestätigung des Versicherten 
 

Folgevergütung (Hilfsmittelkennzeichen - 09) 
- n. n.  

 
 Die Abrechnung der Vergütung erfolgt je Versicherten unter Angabe folgender Daten: 

- Genehmigungsnummer 
- Abrechnungspositionsnummer 
- Versorgungszeitraum (von / bis) 
- Preis  
- Zuzahlung 

 
d) Sauerstoffdruckgas-Flaschensysteme  
 
(1)  Die Versorgung mit Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen setzt sich je Einzellauf-

trag zusammen aus einer zeitlich befristeten Versorgungspauschale für einen Zeit-
raum von 60 Monate (5 Jahre) für den Druckminderer ohne bzw. mit Atemtriggerung 
und den Pauschalen für die Sauerstoff-Flaschenlieferungen für die Dauer des zeitlich 
befristeten Sauerstoffdruckgas-Flaschensystems (5 Jahre).  

 
(2) Die Abgabe von Sauerstoffdruckgas-Flaschensysteme und Sauerstoffflaschen nach 

diesem Vertrag bedarf der Vorlage einer vertragsärztlichen Verordnung und Geneh-
migung (Kostenübernahmeerklärung) durch die KKH. Kosten, die vor dem Ausstel-
lungsdatum der medizinischen Verordnung entstehen, können nicht geltend gemacht 
werden. 

  
 Die Vergütungspauschale für den Druckminderer oder dem Sauerstoffsparsystem 

inklusive Druckminderer sind dann abrechenbar, wenn der Versicherte versorgt wur-
de und in die Handhabung eingewiesen wurde. Die Abrechnung der Vergütungspau-
schalen für die Sauerstoff-Flaschenlieferungen erfolgt je Versicherten einmal monat-
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lich je Kalendermonat nach Ablauf des Monats der Versorgung. Für die Abrechnung 
sind folgende Unterlagen den Abrechnungsunterlagen beizufügen: 

 
Vergütungspauschale für den Druckminderer oder das Sparsystem inklusive Druck-
minderer (Hilfsmittelkennzeichen - 08) 

- Empfangsbestätigung des Versicherten 
 

Vergütungspauschale(n) - Sauerstoff-Flaschenfüllung (Hilfsmittelkennzeichen - 08) 
- Lieferschein(e) 
- Empfangsbestätigung(en) des Versicherten 

 
 Die Abrechnung der Vergütung erfolgt je Versicherten unter Angabe folgender Daten: 

- Genehmigungsnummer 
- Abrechnungspositionsnummer 
- Versorgungszeitraum (von / bis) 
- Einzelpreis 
- Gesamtpreis 
- Zuzahlung 

 
 
Die Abrechnung erfolgt im Weiteren gemäß der Anlage 04: „Abrechnungsregelung“. 
 
Bei Unvollständigkeit, Differenzen bzw. begründeten Beanstandungen der Abrechnung kann 
die KKH die beanstandete Einzelrechnung bzw. Rechnungsteile zur Prüfung oder Korrektur 
an den Leistungserbringer bzw. die Sammelrechnung um die beanstandeten Positionen kür-
zen. Zahlungsansprüche können vom Leistungserbringer nach Ablauf von zwölf Monaten 
nach Abgabe des Hilfsmittels nicht mehr geltend gemacht werden. 
 

§ 10 Statistiken 
 

Der Leistungserbringer verpflichtet sich, nachstehende Statistiken im Rahmen der zu Lasten 
der KKH durchgeführten Versorgungsfälle der KKH auf Anforderung zur Verfügung zu stel-
len. Hierfür stellt und liefert der Leistungserbringer kalenderjährlich bis zum 15. Februar des 
Folgejahres eine Statistik / Auflistung der Versorgungsfälle an die KKH mit folgenden Daten: 
 
a) Auflistung der Anzahl der Versorgungsfälle mit folgenden Daten: 
 

- Abrechnungspositionsnummer  
- Anzahl der Versorgungsmonate je Versicherten  

 
b) Auflistung / Statistik über durchgeführte medizintechnische Notdiensteinsätze vor Ort 

bei Gerätedefekten gemäß Ziffer 2.2.9 der Anlage 01: „Leistungsbeschreibung“ (An-
merkung: wenn Gerätedefekte  nicht durch telefonische Anleitung behoben werden 
konnten) mit folgenden Daten: 

 
- Anzahl der medizintechnische Notdiensteinsätze vor Ort unter Angabe des 

Sauerstoffgerätes bzw. der Hilfsmittelpositionsnummer  
 
c) Auflistung / Statistik über durchgeführte Wartungen und sicherheitstechnische Kon-

trollen gemäß Ziffer 2.2.11 der Anlage 01: „Leistungsbeschreibung“ unter Angabe des 
Sauerstoffgerätes bzw. der Hilfsmittelpositionsnummer  



 

-13/17- 

 
 

§ 11 Haftung 
 
(1) Der Leistungserbringer übernimmt die Gewähr für eine einwandfreie Ausrüstung, Be-

triebs- und Funktionsfähigkeit des Hilfsmittels bei der Auslieferung. 
 
(2) Der Leistungserbringer haftet für sämtliche von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen 

verursachten Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die in Erfüllung und bei Ge-
legenheit der vertraglichen Verbindlichkeiten entstehen.  

 
(3) Der Leistungserbringer stellt die KKH von sämtlichen Ansprüchen frei, die Dritte und 

insbesondere Versicherte wegen einer Verletzung ihrer Rechtsgüter gegen die KKH 
erheben. 

 
(4) Die KKH haftet nicht für Schäden und Verluste, die der Leistungserbringer oder seine 

Erfüllungsgehilfen bei der Ausführung der vertraglichen Leistungen erleiden. Der 
Leistungserbringer verpflichtet sich, die KKH von entsprechenden Schadensersatz- 
oder sonstigen Ansprüchen jeglicher Art (z.B. von Versicherungen) freizustellen.  

 
(5) Vorstehendes gilt weder für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit der KKH, noch für 

Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf 
einer zumindest fahrlässigen Pflichtverletzung der KKH beruhen. Es gilt auch nicht, 
wenn der Leistungserbringer die auf Grund einer Pflichtverletzung des Leistungser-
bringers und / oder seiner Erfüllungsgehilfen entstandenen Schäden und / oder An-
sprüche nicht zu Vertreten hat. 

 
(6) Im Übrigen haftet der Leistungserbringer nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 
 
 

§ 12 Folgen von Vertragsverstößen 
 

(1) Bei schwerwiegenden Vertragsverstößen ist die KKH berechtigt, den Rahmenvertrag 
aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen. § 314 BGB gilt entsprechend. 
 

(2) Kommt der Leistungserbringer seiner Verpflichtung zur Versorgung aus diesem Ver-
trag nicht oder nicht fristgerecht nach, so ist die KKH berechtigt, dem Leistungser-
bringer im Rahmen einer Ermessensentscheidung eine Nachbesserungsfrist zu set-
zen oder anstelle des Leistungserbringers die Versorgung, ggf. durch Dritte, sicherzu-
stellen.  

 
Kommt der Leistungserbringer seiner Verpflichtung innerhalb der Nachbesserungs-
frist nicht nach, so kann der Auftrag durch die KKH ebenfalls entzogen werden. Bei 
Auftragsentzug hat der Leistungserbringer die entstehenden Mehrkosten der Ersatz-
versorgung sowie eine Verwaltungskostengebühr in Höhe von 50,00 € zu tragen. 
Abs. 2 Satz 3 gilt nicht, wenn der Leistungserbringer die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten hat. Die Kosten sind der KKH nach Rechnungsstellung innerhalb von 30 
Tagen zu begleichen. Es gelten im Übrigen die Bestimmungen der Anlage 01: „Leis-
tungsbeschreibung“. 
 

(3) Reicht ein Versicherter bei der KKH eine Beschwerde ein, weil die Versorgung nicht 
innerhalb von 2 Werktagen ab Eingang der Genehmigung (vgl. § 7 dieses Vertrages) 
vorgenommen wurde, verwirkt der Leistungserbringer eine Vertragsstrafe, es sei 
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denn, der Leistungserbringer weist nach, dass ihn auf die nicht fristgerechte Versor-
gung kein Verschulden im Sinne 276, 278 BGB trifft oder der Versicherte eine spätere 
Auslieferung ausdrücklich gewünscht hat. Eine Vertragsstrafe kann während der 
Laufzeit des Vertrages mehrfach verwirkt werden.  
 
Als angemessene Höhe der Vertragsstrafe vereinbaren die Parteien 250,00 EUR je 
Versorgungsfall, in dem die Versorgungsfrist nicht eingehalten wurde. Die Summe al-
ler Vertragsstrafen beträgt jährlich maximal 5% des Gesamtjahresumsatzes, den der 
Leistungserbringer mit der Versorgung der Versicherten über diesen Vertrag erzielt. 
Gemessen an dieser Höchstgrenze zu viel gezahlte Vertragsstrafen werden nach der 
Vertragslaufzeit von der KKH zurückerstattet. 
 
 

 
§ 13 Zusammenarbeit zwischen dem Leistungserbringer und Ärzten 

 
 
(1) Eine gezielte Beeinflussung der Ärzte, insbesondere hinsichtlich der Verordnung be-

stimmter Hilfsmittel/Leistungen ist unzulässig. 
 
(2) Der Leistungserbringer verpflichtet sich, keine Hilfsmitteldepots in Arztpraxen, Kran-

kenhäusern, Reha-Kliniken oder sonstigen Einrichtungen einzurichten. Der Leis-
tungserbringer darf nur Leistungen abrechnen, die er mit eigenem Fachpersonal aus 
einer präqualifizierten Betriebsstätte heraus erbracht hat. 

 
(3) Eine Vergütung von Dienstleistungen oder die Gewährung anderer Vorteile an nie-

dergelassene Ärzte, stationäre Einrichtungen bzw. deren Mitarbeiter durch den Leis-
tungserbringer im Zusammenhang mit der Leistung ist unzulässig. 

 
(4) Unzulässig ist auch die Gewährung von Vergütungen, Provisionen oder anderer Vor-

teile (z.B. unentgeltliche Erbringung von nicht vertraglich vereinbarten Leistungen) für 
die Zuweisung von Patienten und Verordnungen. 
 

(5) Eine Zusammenarbeit zwischen Leistungserbringer und Ärzten oder Krankenhäusern 
mit dem Ziel, eine Ausweitung der Verordnungen beziehungsweise die Inanspruch-
nahme von Hilfsmitteln zu erzielen, oder dergestalt, dass die freie Wahl der Versi-
cherten unter den versorgungsberechtigten Leistungserbringern beeinflusst wird, ist 
nicht zulässig.  
 

(6) Koordinierende Kooperationsvereinbarungen mit Krankenhäusern im Rahmen des 
Überleitmanagements sind zulässig, soweit diese wettbewerbsrechtskonform ausge-
staltet sind und sichergestellt ist, dass die freie Wahl der Versicherten unter den ver-
sorgungsberechtigten Leistungserbringern nicht beeinflusst wird. Im Rahmen solcher 
Kooperationsmodelle können die vertraglich vereinbarten hilfsmittelbezogenen Bera-
tungsleistungen während des stationären Aufenthalts des Versicherten im Kranken-
haus erbracht werden. Es gilt § 4 Abs. 6 des Rahmenvertrages über ein Entlassma-
nagement beim Übergang in die Versorgung nach Krankenhausbehandlung nach § 
39 Abs. 1a S. 9 SGB V (Rahmenvertrag Entlassmanagement). Der Leistungserbrin-
ger verpflichtet sich, keine Kooperationsvereinbarungen mit Krankenhäusern zu 
schließen, die eine exklusive Kooperation zum Gegenstand haben. Der Leistungser-
bringer geht keine Kooperationen mit Krankenhäusern ein, die im Ergebnis eine un-
zulässige Bevorzugung im Rahmen des Entlassmanagements (vgl. § 4 Abs. 6 Rah-
menvertrag Entlassmanagement) zum Gegenstand haben oder auch nur faktisch be-
wirken.  
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(7) Für sämtliche Kooperationen mit Krankenhäusern gelten die Compliance-Grundsätze 

des Kodex „Medizinprodukte der Spitzenverbände der Gesetzlichen Krankenkassen 
und des Bundesfachverbandes BVMed (Dokumentationsprinzip, Transparenzprinzip, 
Trennungsprinzip, Äquivalenzprinzip). Diese sind insbesondere zu beachten, wenn 
originäre Krankenhausaufgaben von Mitarbeitern des Hilfsmittelleistungserbringers 
übernommen werden. 

 
(8) Kooperationsvereinbarungen mit Krankenhäusern sind der KKH auf Anforderung of-

fenzulegen. Gleiches gilt für sonstige Verträge mit Krankenhäusern oder (die ver-
tragsgegenständlichen Hilfsmittel verordnenden) Ärzten, wie bspw. Mietverträge, Ver-
träge zur Arbeitnehmerüberlassung etc. 
 

(9) Es gelten im Übrigen auch die im Kodex „Medizinprodukte der Spitzenverbände der 
Gesetzlichen Krankenkassen und des Bundesfachverbandes BVMed niedergelegten 
Verhaltensregeln. 
 

(10) Es gelten im Übrigen die Regelungen des § 128 SGB V. 
 

(11) Ein Verstoß gegen Abs. 1 bis 8 stellt einen schweren Vertragsverstoß i.S. v § 12 dar.  
 
 

§ 14 Werbung, Kommunikation mit den Versicherten 
 
(1) Werbemaßnahmen des Leistungserbringers sind auf sachliche Informationen abzustel-

len und dürfen sich nicht auf die Leistungspflicht der KKH beziehen. Anschreiben an 
die Versicherten der KKH, die im Zusammenhang mit diesem Rahmenvertrag stehen 
sind vorab inhaltlich mit der KKH abzustimmen. Dies gilt auch für die Benachrichtigung 
der Versicherten über das Ende dieses Rahmenvertrages. 
 

(2) Die KKH hat das Recht, ihre Versicherten über die Inhalte dieses Rahmenvertrages 
(insbesondere über das Produktportfolio des Leistungserbringers und das den Versi-
cherten nach diesem Rahmenvertrag zustehenden Wahlrechts innerhalb der Pro-
duktart) zu informieren. Die KKH hat überdies das Recht, Krankenhäuser über die zur 
Leistungserbringung berechtigten Vertragspartner zu informieren. 

 
(3) Eine gezielte Beeinflussung der Versicherten, insbesondere hinsichtlich der Beantra-

gung bestimmter Leistungen, ist nicht zulässig.  
 
(4) Bei der Kommunikation mit Versicherten hat der Leistungserbringer stets seine Neutra-

litätspflicht in Bezug auf die Kostenträger zu wahren. Er unterlässt wertende Aussagen 
zu Krankenkassen und vermeidet unwahre oder irreführende Aussagen zu den Inhal-
ten des Versorgungsvertrages und / oder den maßgeblichen sozialrechtlichen Vor-
schriften. 
 

(5) Wählt der Versicherte nach Versorgung durch den Leistungserbringer einen anderen 
Leistungserbringer aus, unterlässt der Leistungserbringer Rückwerbeversuche.  

 
 
 

§ 15 Datenschutz 
 
(1)  Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz.  
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(2) Die Benennung der KKH als Referenzkunde ist nur nach vorheriger schriftlicher Er-
laubnis der KKH gestattet.  

 
 

§ 16 Insolvenz des Leistungserbringers 
 

(1) Der Leistungserbringer hat die KKH über die Einreichung eines Insolvenzantrages 
sowie über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens unverzüglich zu unterrichten. 

 
(2) Darüber hinaus stellt der Leistungserbringer der KKH unverzüglich sämtliche Daten 

und Unterlagen, die für die KKH zur Weiterversorgung der Versicherten notwendig 
sind in Papierform und / oder in elektronischer Form zur Verfügung.  

 
 

§ 17 Abtretung 
 

Die Abtretung von Ansprüchen aus diesem Vertrag bedarf der vorherigen Zustimmung 
der anderen Vertragspartei.  
 
 

§ 18 Vertragsbeginn, Laufzeit, Kündigung 
 
(1) Dieser Rahmenvertrag tritt am 01.12.2019 in Kraft. 
 
(2) Mit Abschluss dieses Rahmenvertrages treten für die KKH alle weiteren bisher für den 

Leistungserbringer geltenden Rahmenvereinbarungen über die Hilfsmittelversorgung 
der Versicherten der KKH mit Sauerstoffkonzentratoren, Druckgasfülleinheiten für den 
häuslichen Bereich und Sauerstoffdruckgas-Flaschensystemen außer Kraft. Bereits 
genehmigte Versorgungen bleiben davon unberührt.  

 
(3) Der Rahmenvertrag kann mit einer Frist von 3 Monaten zum Quartalsende, frühestens 

zum 31.12.2021, ohne Angabe von Gründen, schriftlich gekündigt werden.  
 
 
 

§ 19 Sonderkündigungsrecht 
 

(1)  Die KKH ist zur außerordentlichen Kündigung berechtigt, wenn die Leistungsvoraus-
setzungen nach § 4 dieses Vertrages nicht mehr gegeben sind. 

 
(2)  Die KKH kann vom Rahmenvertrag zurücktreten oder den Rahmenvertrag mit soforti-

ger Wirkung kündigen, wenn über das Vermögen des Leistungserbringers das Insol-
venzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröff-
nung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die 
ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, dass er sei-
ne Zahlungen nicht nur vorübergehend einstellt. 
 

(3) Die Vertragspartner sind zur außerordentlichen Kündigung berechtigt, wenn die An-
forderungen an die Qualität der Versorgung und der Produkte durch Fortschreibung 
des Hilfsmittelverzeichnisses verändert werden. Die Kündigung wirkt mit einer Frist 
von vier Wochen zum Monatsende. Maßgeblich für die Berechnung der Frist ist das 
Datum der Bekanntmachung des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen (GKV-
Spitzenverband) über die Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses zu den ver-
tragsgegenständlichen Hilfsmitteln. 
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§ 20 Schriftform  
 
Änderungen dieses Rahmenvertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für diese Be-
stimmung. 
 

§ 21 Salvatorische Klausel 
 
Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Rahmenvertrages unwirksam sein oder 
werden, so bleibt die Wirksamkeit des Rahmenvertrages im Übrigen hiervon unberührt. In 
diesen Fällen werden die Vertragsparteien die unwirksame Bestimmung durch eine wirksa-
me Bestimmung ersetzen, die dem mit der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich Gewoll-
ten am nächsten kommt. 
 
 
 
 
 

 
































































